
PLANZEICHNUNG TEIL A 
Es gilt die BauNVO 1990 

Amtliche Planunterlage für einen Bebauungsplan 

SATZUNG DER GEMEINDE EPENWÖHRDEN ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 2 

FÜR DAS GEBIET "ÖSTLICH DER ALTEN LANDSTRAßE UND UNM ITTELBAR NÖRDLICH 

DES WOHNGEBIETES ÜSTER-ANLAGE" 
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BEGRÜNDUNG 

zum Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Epenwöhrden 
für das Gebiet "östlich der Alten Landstraße und 

nördlich der Österanlage" 

1. Allgemeines 

1.1 Die Gemeinde Epenwöhrden hat z.z. rd. 660 Einwohner. 

1.2 

1.3 

Epenwöhrden liegt im Nahbereich nördlich von Meldorf an 
der Bundesstraße 5 (B 5) - Strecke Heide - Meldorf-. 

Nach dem Regionalplan des Planungsraumes IV des Landes 
Schleswig-Holstein ist die Wohnfunktion Hauptfunktion und 
die Agrarfunktion 1. Nebenfunktion der Gemeinde. 

Verwaltungsmäßig gehört Epenwöhrden zum Amt Kirchspiels­
landgemeinde Meldorf-Land. 

Lage und Topographie des Bebauungsplangebietes 

Die Lage des Bebauungsplangebietes ist aus dem Übersichts­
plan im Maßstab 1 : 10 000 zu entnehmen. 

Das Gebiet liegt westlich der B 5, zwischen der vorhande­
nen Bebauung der südlichen Ortslage. 

Das ca. 2,2 ha große Marschbodengelände ist fast eben und 
liegt rd. 1,50 über NN. 

Eigentumsverhältnisse 

Die Eigentumsverhältnisse sind aus dem Eigentümerverzeich­
nis zu ersehen. 

Die gesamte Fläche, bis auf die im Eigentum des Deich- und 
Hauptsielverbandes stehenden Flächen des Vorfluters (Flur­
stück 219/7), befindet sich im Eigentum der Gemeinde. 

Bei den Bodenverkehrsgenehmigungen ist zur Auflage zu ma­
chen, daß sich die Verkäufer und Käufer von Baugelände den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes unterwerfen. 

2. Notwendigkeit der Erschließung und Planungsziele der 
Gemeinde 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich ge­
worden, um dem vorhandenen Bedarf an Baugrundstücken für 
Wohnhausbauten in eingeschossiger offener Bauweise in ei­
nem allgemeinen Wohngebiet (WA) Rechnung zu tragen. 
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Die Größe des Plangeltungsbereiches wurde notwendig, um 
den örtlichen Eigenbedarf an Wohngrundstücken in der Ge­
meinde für ca. 10 Jahre bis zum Jahre 2005 zu decken, um 
eine wirtschaftliche Lösung der Erschließungsmaßnahmen und 
um eine günstige städtebauliche Gesamtgestaltung mit der 
übrigen Ortslage von Epenwöhrden ·zu erreichen. 

Das Baugebiet wird entsprechend den Planungszielen der Ge­
meinde und in Anlehnung an die vorhandene überwiegende 
Wohnstruktur in der südlichen Ortslage als allgemeines 
Wohngebiet festgesetzt. 

Um den 11 Einfamilienhauscharakter 11 in diesem Bereich zu fe­
stigen, werden entsprechend dem vorhandenen Bedarf nur 
Einzel- und Doppelhäuser mit max. 4 Wohnungen festgesetzt. 

Nach den textlichen Festsetzungen werden die nach§ 4 Abs. 
3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Gartenbaube­
triebe und Tankstellen nicht zugelassen. Von diesen Be­
trieben und Anlagen werden Beeinträchtigungen durch Immis­
sionen für das künftige Wohngebiet erwartet, wie z.B. 
Lärmbelästigungen durch Kfz-Verkehr oder Belästigungen 
durch Lärm und/oder Gerüche durch die Betriebe selbst. 

Bei den Festsetzungen des allgemeinen Wohngebietes sind 
weiterhin die Belange des Umweltschutzes beachtet worden. 
Es ist nicht zu erwarten, daß das künftige Baugebiet we­
sentlich durch Immissionen aus der Landwirtschaft, Gewerbe 
oder durch Verkehr beeinträchtigt wird. Das Baugebiet 
liegt nicht im Einwirkungsbereich von landwirtschaftlichen 
Betrieben mit Intensivtierhaltungen oder Gewerbebetrieben. 

Das Baugebiet liegt in einer Entfernung von rd. 240 m von 
der B 5 entfernt. Nach einer Berechnung der Beurteilungs­
pegel nach der DIN 18005 - Schallschutz im Städtebau - (s. 
Anlage zur vorliegenden Begründung) werden die Orientie­
rungswerte nach dem Beiblatt 1 zur DIN 18005 - Teil 1 -
für allgemeine Wohngebiete auf den Grundstücken Nr. 10 -
14 in der Nacht um 1,5 dB überschritten. Am Tage werden 
die angegebenen Orientier~~~swerte nicht erreicht. Wegen 
der relativ geringen Überschreitung der Orientierungswerte 
in den Nachtzeiten wird auf die Festsetzung von Schall­
schutzmaßnahmen verzichtet. 

Die Gemeinde Epenwöhrden verfügt noch nicht über einen 
Flächennutzungsplan. Der südlich an das Baugebiet angren­
zende Bebauungsplan Nr. 1 aus dem Jahre 1966 ist seit ei­
nigen Jahren realisiert und im Jahre 1992 förmlich aufge~ -­
hoben worden. 

Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 2 reicht aus, die weite­
re bauliche Entwicklung in der Gemeinde zu ordnen. Der Be­
bauungsplan steht der bisherigen Entwicklung der Gemeinde 
nicht entgegen. 
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3. Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens. 

Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem vor­
liegenden Bebauungsplan nicht zulassen, können bodenord­
nende Maßnahmen nach§§ 45 ff. BauGB, bei Grenzregelungen 
das Verfahren nach§§ 80 ff. BauGB sowie bei Inanspruch-: 
nahme privater Flächen für öffentliche Zwecke das Verfah­
ren nach§§ 85 ff. BauGB vorgesehen werden. 

Die Maßnahmen und Verfahren sollen jedoch nur dann vorge­
sehen werden, wenn sie nicht oder nicht rechtzeitig im We­
ge freier Vereinbarungen durchgeführt werden können. 

4. Versorgungseinrichtungen 

4.1 

4.2 

Stromversorgung 

Die Versorgung des Baugebietes mit elektrischer Energie 
erfolgt durch die Schleswag. 

Gasversorgung 

Die Versorgung des Baugebietes mit Erdgas erfolgt durch 
die Schleswag, sofern sich ein wirtschaftlicher Netzausbau 
ergibt. 

4.3 Wasserversorgung 

4.4 

5. 

5.1 

Die Wasserversorgung im Plangeltungsbereich erfolgt durch 
den Wasserbeschaffungsverband Süderdithmarschen. 

Feuerlöscheinrichtungen 

Das in den Straßen zu verlegende Wasserleitungsnetz erhält 
in den vorgeschriebenen Abständen Unterflurhydranten, die 
eine ausreichende Brandbekämpfung sicherstellen. 

Entsorgungseinrichtungen 

Müllbeseitigung 

Die MUllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen über 
die zentrale Müllabfuhr. Sie ist durch Satzung über die 
Abfallbeseitigung im Kreis Dithmarschen geregelt. 

5.2 Abwasserbeseitigung 

Das Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich wird mit .. 
Rücksicht auf die Reinhaltung der Gewässer über Kanalisa­
tionsleitungen der gemeindlichen Kläranlage (Teichanlage) 
zur Reinigung zugeführt. Das anfallende Oberflächenwasser. __ 
wird in die vorhandenen Vorfluter des Sielverbandes Nor-­
dermiele geleitet. 
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Die Planung und Ausführung der erforderlichen Maßnahmen 
zur Einleitung des Oberflächenwassers und geklärten Abwas­
sers in die Vorfluter hat im Einvernehmen mit den Fachbe­
hörden, dem Amt für Land- und Wasserwirtschaft in Heide, 
dem Deich- und Hauptsielverband in Hernmingstedt und der 
Wasserbehörde des Kreises Dithmarschen in Heide zu erfol­
gen. Die technischen Bestimmungen zum Bau und Betrieb von 
Anlagen zur Regenwasserbehandlung bei Trennkanalisation 
gemäß Bekanntmachung des Ministers für Natur, Umwelt und 
Landesentwicklung des Landes Schleswig-Holstein vom 
25.11.1992 werden beachtet. 

6. Straßenerschließung 

Die äußere Erschließung erfolgt über die Dorfstraße Alte 
Landstraße mit Anbindung an die B 5. 

Die Planstraßen A und B sind als Erschließungsstraßen für 
die angrenzenden Baugrundstücke innerhalb des Wohngebietes 
festgesetzt worden. 

Das Baugebiet wird an das übrige Straßennetz des ehemali­
gen Bebauungsplanes Nr. 1 und der Dorfstraße Alte Land­
straße angebunden. 

Die Gemeinde beabsichtigt, die Planstraßen verkehrsberu­
higt auszubauen. Durch die Festsetzungen von öffentlichen 
Parkplätzen sowie weiteren baulichen Maßnahmen, wie z.B. 
Aufpflasterungen und Fahrbahnverengungen soll eine natür­
liche Verkehrsberuhigung erreicht werden. Eine Verkehrsbe­
ruhigung nach Zeichen 325/326 StVO soll jedoch nicht er­
folgen. 

Die Entwurfsgeschwindigkeit beträgt 50 km/h. 

Bei der Bemessung der Sichtdreiecke ist innerhalb des Bau­
gebietes eine Verkehrsregelung von 11 rechts vor links" an­
genommen worden. 

7. Ruhender Verkehr 

Die nach der Landesbauordnung Schleswig-Holstein erforder­
lichen Stellplätze sind auf den Grundstücken selbst zu er­
richten. 

Die öffentlichen Parkplätze sind im Verhältnis 1 : 3 zu 
den notwendigen Pflichtstellplätzen festzusetzen: 

24 WE / 3 = 8 Parkplätze erforderlich. 

Die erforderlichen Parkplätze sind in ausreichender Anzahl 
an den Planstraßen festgesetzt worden. 
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8. Öffentliche Grünfläche - Spielplatz -

Der Spielplatzbedarf für das künftige Baugebiet soll durch 
den vorgesehenen Spielplatz im Westen des Bebauungsplanes 
gedeckt werden. 

Der Spielplatz wird mit Spielgeräten für schulpflichtige 
Kinder im Alter von 7 - 14 Jahren eingerichtet. 

9. Natur- und Landschaftsschutz 

Die Errichtung der baulichen Anlagen auf den bislang land­
wirtschaftlich genutzten Flächen stellt nach dem Landesna­
turschutzgesetz (LNatSchG) von Schleswig-Holstein vorn 
16.06.1993 einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Das 
Ortsbild wird beeinträchtigt. 

Die Versiegelung öffentlicher Verkehrsflächen wird neben 
der Versiegelung der Flächenanteile durch Bebauung zu ei­
ner Beeinträchtigung der Bodenfunktion führen. Das Land­
schaftsbild wird durch die Bebauung beeinträchtigt. 

Im einzelnen werden nachfolgende Eingriffe vorbereitet: 

- Versiegelung durch Bebauung und Erschließung von rd. 
40 % der z.Z. intensiv genutzten landwirtschaftlichen 
Fläche (Beeinträchtigung der Bodenfunktion durch Entzug 
des Niederschlagswassers) von insgesamt ca. 0,9 ha. 

- Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes durch 
Bebauung und Bewuchs. 

Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Land­
schaftsbildes sind so gering wie möglich zu halten. Unver­
meidbare Eingriffe sind vorrangig im Bauleitplan auszu­
gleichen(§ Sa Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG -). 

zur Minimierung sind nachfolgende Untersuchungen und Maß­
nahmen vorgenommen worden bzw. erfolgt: 

- Untersuchung von Alternativstandorten zum vorliegenden 
Bebauungsplan. Die von der Gemeinde vorgenommenen Unter­
suchungen von Alternativstandorten zur Aufstellung eines 
Bebauungsplanes haben ergeben, daß die in Betracht kom­
menden Flächen in der Ortslage nicht zu erwerben bzw. 
aus ortsplanerischen Gründen ungeeignet sind. Aus diesen 
Gründen soll die Wohnbebauung nördlich des aufgehobenen 
Bebauungsplanes Nr. 1 weiter entwickelt werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan kann bei einem künftigen 
Bedarf nach Norden erweitert werden. 
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- Einschränkung der Versieglung durch flächensparende Be­
bauung. Die Grundflächenzahl wird begrenzt, die Wohnge­
bäude werden nur als Einzel- und Doppelhäuser zugelas­
sen. 

- Das vorhandene Grabensystem wird erhalten. 

Die verbleibenden Eingriffe sollen nachfolgend innerhalb 
des Bebauungsplanes ausgeglichen werden: 

- Eingrünungsmaßnahrnen im Bereich des Kinderspielplatzes 
und der angrenzenden Grünfläche Parkanlage an der Plan­
straße A mit standortgerechten Bäumen und Sträuchern. 

- An den seitlichen und hinteren Grundstücksgrenzen werden 
die Einfriedigungen nur als Hecken zugelassen. 

- Das Anpflanzen von heimischen standortgerechten Bäumen 
am Vorfluter im Osten des Plangeltungsbereiches. 

- Die Grundstückszufahrten sind nur in wasserdurchlässigem 
Material zulässig. Bituminöse Baustoffe und großflächige 
Betonplatten über 0,25 m2 werden nicht zugelassen. 

Die Bepflanzungen der in der Planzeichnung Teil A nach§ 9 
Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen sowie die Hek­
kenpflanzungen erfolgen mit standortgerechten heimischen 
Bäumen und Sträuchern bzw. Knickgehölzen. 
Die Festsetzungen zum Anpflanzen von Einzelbäumen erfolgen 
mit standortgerechten heimischen Bäumen. Einzelmaßnahmen 
werden mit der unteren Naturschutzbehörde des Kreises 
Dithmarschen abgestimmt. 

Darüber hinaus soll eine außerhalb des Plangeltungsberei­
ches liegende Fläche für Naturschutzzwecke zur Verfügung 
gestellt werden. Sie wird auf freiwilliger Basis als Maß­
nahme zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und 
Landschaft zur Verfügung gestellt. Die in der Anlage zur 
vorliegenden Begründung dargestellte Fläche in einer Größe 
von rd. 1 ha soll aus der intensiven landwirtschaftlichen 
Nutzung herausgenommen und der natürlichen Sukzession 
überlassen werden. Evtl. erforderlich werdende Biotopmaß­
nahmen werden von der Gemeinde in Abstimmung mit der unte­
ren Naturschutzbehörde des Kreises Dithmarschen vorgenom­
men. 

Den künftigen Grundstückseigentümern innerhalb des Plan­
geltungsbereiches entstehen durch die vorgenannte freiwil­
lige Maßnahme keine Kosten. 

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf den Grundstücken 
selbst zur Errichtung der Hecken und Zufahrten sowie die 
Bepflanzungen mit Bäumen und Sträuchern an der nördlichen 
und östlichen Plangeltungsbereichsgrenze sind durch die 
künftigen Grundstückseigentümer vorzunehmen. 
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Die restlichen Bepflanzungsmaßnahrnen innerhalb der Grün­
flächen - Kinderspielplatz und Parkanlage - werden von der 
Gemeinde im Zuge der Erschließungsmaßnahmen vorgenommen. 
Die Kosten hierfür werden nach der von der Gemeinde zu be­
schließenden Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbe­
trägen nach§ Sa BNatSchG erfolgen. 

10. Kosten 

Die Erschließungskosten für den Ausbau der Erschließungs­
anlagen werden derzeit auf rd. 450.000,-- DM geschätzt. 

Der der Gemeinde aus den Erschließungsmaßnahmen entstehen­
de Kostenanteil beträgt 10 % des beitragsfähigen Erschlie­
ßungsaufwandes, mithin rd. 45.000,-- DM. 

Der nach dem BauGB beitragsfähige Erschließungsaufwand 
wird über Vorausleistungen auf die Erschließungsbeiträge 
erhoben. Der gemeindliche Anteil wird der allgemeinen 
Rücklage entnommen. 

Für die Aufwendungen der Schmutzwasserkanalisation und der 
Wasserversorgung erhebt die Gemeinde kostendeckende Bei­
träge nach dem Kommunalabgabengesetz. 

Die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen in Höhe von rd. 
10.000,-- DM werden ebenfalls durch kostendeckende Beiträ­
ge nach der Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbe­
trägen nach§ Sa BNatSchG erhoben. 

Epenwöhrden, den 0-:? .. 0 .J, /lj .S b 

Gemeinde Epenwöhrden 
~germeister-

;l {f 'Wl-1 .NVV 



Anlage zur Begründung des Bebauungsplanes Nr. 2 

der Gemeinde Epenwöhrden 

Ennittlung der Beurteilungspegel nach DIN 18005 
- Schallschutz im Städtebau -

1. Allgemeines 
Die bei der nachfolgenden Berechnung verwendeten Zahlen über 
die durchschnittlichen täglichen Verkehrsmengen des Jahres 
(DTV) entstammen der "Verkehrsmengenkarte 90 11

• 

DTV = 13097 
1067 

379 

Der Straßenbelag in dem Streckenabschnitt der B 5 besteht aus 
-.._,,,; Asphaltbeton. Die max. Höchstgeschwindigkeit beträgt 100 km/h. 

2. 

~ 

\_,) 

Der Abstand von der Mitte der Fahrbahn der B 5 bis zum östli­
chen Rand der künftigen Bebauung auf den Grundstücken Nr. 10 -
14 beträgt 245 m. 

Ennittlung des Beurteilungspegels 

Mt = 0,06 X DTV 

M = 0,011 X DTV 
n 

Pt = 10 % 

p = 10 % 
n 

M = 0,06 X 13097 = 786 Fz/h 
t 

M = 0,011 X 13097 = 144 Fz/h 
n 

L4t:'" = 68,5 - 0,5 + 0 + 0 - 14,5 + 0 = 53,5 db < 55 
t dB (A) > L-r = 61,5 - 0,5 + 0 + 0 - 14,5 + 0 = 46,5 45 
n (A) 
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3. Beurteilung 

Die Orientierungswerte für Verkehrslärm nach dem Beiblatt 1 zur 
DIN 18005, Teil 1 werden nachts für allgemeine Wohngebiete (WA) 
auf den Grundstücken Nr. lß - 14 geringfügig überschritten. Am 
Tage werden sie nicht erreicht. Auf die Festsetzung von Schall­
schutzmaßnahmen kann wegen der geringen Überschreitung verzich­
tet werden. 



Anlage zur Begründung des Bebauungsplanes Nr. 2 
der Gemeinde EPENWÖHRDEN 
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